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Zu m weitere n Inhal t des Buches : Nac h eine r kurze n Einleitun g wird das 

Proble m der fortgeltende n polnische n Verfassung von 1921 in den Jahre n 1944 

bis zum Erla ß der Konstitutio n der Volksdemokrati e von 1952 in vier Kapitel n 

dargestell t un d kommentiert . Da s erste Kapite l handel t in vier Abschnitte n 

von der Stellun g der politische n Parteie n zur bezeichnete n Frage . Im zweiten 

Kapite l wird die Bedeutun g der aufgeworfene n Frag e in den Beratunge n des 

Landesnationalrate s un d des Gesetzgebende n Sejms untersuch t (5 Unterab -
schnitte) . Es folgt (Kap . 3) die Darstellun g der rechtswissenschaftliche n Lehr -
meinunge n (4 Abschnitte) . In Kap . 4 wird der Einflu ß der Märzverfassun g von 

1921 auf die Gesetzgebun g Volkspolen s dargelegt (3 Abschnitte) . Da s schmal e 

Bändche n münde t in eine m fünfseitigen Schlußwort , an das sich ein Schrift -
tums - un d Quellenverzeidmi s anschließt . Diese s bildet zusamme n mi t den 317 

textbegleitende n Fußnote n eine ausgezeichnet e Orientierungshilf e bei der Lek-
tür e der Arbeit , die sich mi t interessante n Verfassungsprobleme n des polni -
schen Staate s von 1944—1952 beschäftigt . 

Hambur g Geor g Geilk e 

Stanisùawa Hegenbarth: Kooperationsformen in der polnischen Landwirtschaft. 

(Osteuropastudie n der Hochschule n des Lande s Hessen , Reih e I : Gießene r 

Abh. zur Agrar- u. Wirtschaftsforschun g des europäische n Ostens , Bd 90.) 

In Kommissio n bei Duncke r & Humblot . Berlin 1977. 98 S., 2 Ktn . 

Die vorliegend e Arbeit übe r Kooperationsforme n in der polnische n Landwirt -
schaft bildet eine Ergänzun g un d Vertiefun g der als Ban d 72 der Gießene r Ab-
handlunge n zur Agrar- un d Wirtschaftsgeschicht e des europäische n Osten s er-
schienene n Untersuchun g derselbe n Vf.in zum Thema : „Zirke l un d landwirt -
schaftlich e Produktionsgenossenschafte n in Polen" , die in H. 1/1978, S. 147—150, 

der „Zeitschrif t für Ostforschung " ausführlic h gewürdigt wurde . Hie r werden 

einleiten d die verschiedene n Forme n der Betriebskonzentratio n in der Nah -
rungsmittelproduktio n gegeneinande r abgegrenzt ; dabe i wird — eine r für die 

Mitgliedslände r des COMECO N verbindliche n Begriffsbestimmun g folgend — 

I n t e g r a t i o n als organisatorische r Zusammenschlu ß von Betriebe n definiert , 

die dadurc h ihr e Selbständigkei t aufgeben , K o o p e r a t i o n dagegen als Pro -
duktionsgemeinschaf t mehrere r Betriebe , die ihr e rechtlich e Selbständigkei t 

behalten . In beide n Fälle n ist außerde m zwischen horizontale r un d vertikale r 

Zusammenarbei t zu unterscheiden , je nachdem , ob Betrieb e de r gleichen ode r 

verschiedene r Erzeugungsstufe n dabe i beteiligt sind . 

D a weder die — vor allem in den landwirtschaftliche n Produktionsgenossen -
schafte n realisiert e — horizontal e noc h die — in For m von agro-industrielle n 

Unternehmungen , Kombinate n ode r Vereinigunge n in Erscheinun g tretend e — 

vertikale Integratio n bislang in Pole n größer e Bedeutun g erlang t hat , be-
schränk t die Vf.in ihr e weitere n Darlegunge n auf K o o p e r a t i o n s formen , 

die speziell für den bäuerliche n Sekto r von Interess e sind . 

Da s den Zusammenschlüsse n landwirtschaftliche r Privatbetrieb e gewidmet e 

zweite Kapite l ist — dere n unterschiedliche r Entstehun g nac h — in folgende 

dre i Gruppe n gegliedert : 1. durc h Agrarorganisatione n (landw . Zirkel , ländlich e 

Genossenschafte n usw.) gegründet e Kooperationsformen , wie Branchengemein -
schafte n (etwa unsere n Maschinenringe n un d Betriebsgenossenschafte n ver-
gleichbar ) un d Branchenverbänd e (Erzeugergemeinschaften) , 2. auf Veranlas -
sung des Staate s entstanden e Verbänd e zwecks Durchführun g von Melioratio -
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nen oder zur Bewirtschaftung von Wiesen und Weiden bzw. Waldflächen, 3. auf 
Eigeninitiative beruhende Bauerngemeinschaften für die gemeinsame Nutzung 
von Boden, Gebäuden oder Viehbeständen sowie zur Durchführung von In-
vestitionen. Da sie als Kristallisationskerne künftiger Sozialisierung dienen 
sollen, genießen sie seit 1972 jede Art staatlicher Förderung. Im Jahre 1974 
gehörten 42 000 bäuerliche Betriebe (d. i. 1,4 v. H. aller Betriebe über 0,5 ha) 
insgesamt 11126 solchen Gemeinschaften an, die 352 700 ha = 2 v. H. der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche bewirtschafteten. 

Im 3. Kapitel werden schließlich die zwischen verschiedenen Wirtschaftsberei-
chen — insbesondere die zwischen privatwirtschaftlichem und sozialistischem 
Sektor der Landwirtschaft — bestehenden Kooperationsbeziehungen behandelt. 
Zur h o r i z o n t a l e n Form dieser Zusammenarbeit gehören die Koopera-
tionsverträge von Einzelbauern a) mit Staatsgütern (insbesondere auf dem Ge-
biet der Veredelungswirtschaft), b) mit landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (vorwiegend bei Belieferung genossenschaftlicher Verarbeitungsbe-
triebe mit pflanzlichen Rohstoffen wie Gemüse und Obst) sowie c) mit den 
sogen. Agrarzentren bzw. „Agrargruppenbetrieben" der landwirtschaftlichen 
Zirkel, den Auffangbetrieben für das dem Staat gegen Rentenzahlung über-
eignete Bauernland. Die horizontale Kooperation innerhalb des sozialistischen 
Sektors selbst spielt demgegenüber nur eine geringe Rolle. 

Maßgebende Träger v e r t i k a l e r Kooperation sind: a) Die im Zentral-
verband landwirtschaftlicher Genossenschaften „Bäuerliche Selbsthilfe" zusam-
mengeschlossenen Gemeindegenossenschaften (unseren Bezugs- und Absatzge-
nossenschaften vergleichbar), b) die Genossenschaften der landwirtschaftlichen 
Zirkel (die zumindest bis 1976 auf dem Gebiet der Dienstleistungen für bäuer-
liche Betriebe führend waren) und schließlich c) Verwertungsbetriebe in staat-
licher (Zuckerfabriken, Spiritusbrennereien, Tabakfabriken) oder genossen-
schaftlidier Regie (Molkereien, Mühlen, Schlachthöfe, Konservenfabriken), wel-
che die Beschaffung der benötigten landwirtschaftlichen Rohstoffe in zuneh-
mendem Maße durch Abschluß von Lieferverträgen — von der Vf.in mit dem 
wenig schönen Begriff „Kontraktionssystem" bezeichnet — sicherzustellen be-
müht sind. 

In ihrer „Schlußbemerkung", welche die Frage künftiger Entwicklungsten-
denzen der polnischen Agrarpolitik berührt, kommt die Vf.in zu dem Ergebnis, 
daß der im Jahre 1971 vom VI. Parteitag der Vereinigten Arbeiterpartei verab-
schiedete Entwicklungsplan der polnischen Landwirtschaft grundsätzlich audi 
heute noch maßgebend ist. Danach soll die Dreiteilung in einen privaten, einen 
genossenschaftlichen und einen staatlichen Sektor aufrediterhalten bleiben und 
der „sozialistische Sektor" nicht weiter ausgedehnt werden. Schwergewicht in 
der Agrarpolitik hat die Förderung der bäuerlichen Betriebe durch Beratung, 
Intensivierung, Kooperation und Spezialisierung, wobei die Staatsgüter und 
Produktionsgenossenschaften die Funktion von Musterbetrieben zu überneh-
men haben. Vorrangiges Ziel sei nicht die Änderung der Eigentumsverhältnisse, 
sondern „eine sukzessive Annäherung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
der Landbevölkerung an die Verhältnisse in den Städten. . ." , die allerdings in 
demselben Zitat als „konkrete Voraussetzung der sozialistischen Umwandlung 
auf dem Lande" bezeichnet wird (Nowe Drogi 1, 1972, S. 155—157). Ob dieser 
Satz „hier ganz anders verstanden wird als bisher" — wie die Vf.in meint (S. 
88) —, mag dahingestellt bleiben. 

München-Weihenstephan Hans-Heinrich Herlemann 


